
Gesetzliche Grundlagen

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414,
ber. BGBl. 1998 I S. 1818), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.12.2006 (BGBl I S. 3316)  

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990
(BGBl I S. 132), zuletzt geändert durch Art. 3 des Investitionserleichterungs- und Wohnbau-
landgesetzes vom 22.04.1993 (BGBl. I S. 466) 

Landesbauordnung (LBO) in der Fassung vom 08.08.1995 (GBl. S. 617), zuletzt geändert durch 
Artikel 8 des Gesetzes vom 14.12.2004 (GBI. S. 895) 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzVO 90) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I. S. 58) 

                 Nutzungsschablone

Art der baulichen Nutzung 

Bauweise Zahl der Vollgeschosse 
Traufhöhe/ Obere Außenwandbegrenzung-

Obere Außenwandbegrenzung Staffelgeschoss Dach 

A. Textliche Festsetzungen

 (§ 9 [1] BauGB i. V. m. BauNVO) 

1. Art der baulichen Nutzung
 (§ 12 BauGB) 

1.1     Wohngebiet 

 Zulässig sind Wohngebäude. 

Räume für die Berufsausübung freiberuflich Tätiger sind nur in Gebäuden zulässig, die an öffentli-
chen Erschließungsstraßen grenzen; im rückwärtig liegenden Bereich (W 15) sind sie unzulässig. 

2. Maß der baulichen Nutzung
 (§ 9 [1] Nr.1 BauGB i. V. m. § 16 und 19 BauNVO) 

2.1     Zahl der Vollgeschosse 

Die Zahl der Vollgeschosse ist durch Planeinschrieb festgesetzt. 

In den Baugebieten W 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 12, 13, 14 sind 2 Vollgeschosse und ein 
Untergeschoss (II +UG) zulässig. Das Untergeschoss ragt im tiefer gelegten Quartierin-
nenbereich um 1 Geschoss über der Geländeoberfläche hinaus.  

2.2    Höhe der baulichen Anlagen 

Die Höhe der baulichen Anlage ist durch Planeinschrieb festgesetzt.  

Als Höhen festgesetzt sind: 
OAB - Obere Außenwandbegrenzung 
OAB-SG – Obere Außenwandbegrenzung zurückgesetztes Staffelgeschoss 

Bei Gebäuden, die an eine öffentliche Erschließungsstraße grenzen, gilt als Bezugsmaß die Höhe 
der Gehwegoberkante. 

Bei Gebäuden, die nicht an eine öffentliche Erschließungsstraße grenzen (W 15)  gilt als Be-
zugsmaß die im Plan festgelegte Geländehöhe über NN.  

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche
(§ 9 [1] Nr.2 BauGB i. V. m. §§ 22, 23 BauNVO und § 5 LBO) 

3.1    Die Bauweise ist durch Planeinschrieb festgesetzt. 
Je nach Gebietstyp (siehe Nutzungsschablone) sind folgende Bauweisen zulässig: 
Einzelhäuser, Doppelhäuser, Hausgruppen oder abweichende Bauweise in Form von Hausgrup-
pen über 50 Meter Länge.  

3. 2    Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen und Baulinien festgesetzt.  

3.3   Auf den mit TER (Terrasse) gekennzeichneten überbaubaren Flächen innerhalb von Baugrenzen 
sind nur ebenerdige Terrassen ohne Überdachung zulässig. 

3.4    Auf den mit UG (Untergeschoss) gekennzeichneten überbaubaren Flächen innerhalb von  
Baugrenzen sind nur eingeschossige Vorbauten zulässig. 

4. Stellplätze und Garagen
(§ 9 [1] Nr.4 BauGB i.V.m. 12 [6] BauNVO) 

Stellplätze sind nur auf den dafür festgesetzten Flächen zulässig. 

5. Nebenanlagen
(§ 14 [2] BauNVO) 

5.1 In den Baugebieten W 2, 4, 6, 10, 13, 15 sind Gartenhäuser als Nebenanlagen nur auf 
den dafür festgesetzten Flächen (GH) zulässig. 

5.2 Die der Müllentsorgung der Baugebiete dienenden Mülltonnensammelplätze zur  
Bereitstellung der Mülltonnen für die Müllabfuhr sind nur auf den dafür festgesetzten  
Flächen (M) zulässig. 

5.3 Schwimmbecken und Gewächshäuser sind als Nebenanlagen unzulässig. 

6. Festsetzungen zur naturverträglichen Rückhaltung und Versickerung von Nieder-
schlagswasser
(§ 9 [1] 14 i.V.m. § 9 [1] 20 BauGB 

6.1   Stellplätze, Zufahrten und sonstige Wege- und Platzflächen sind wasserdurchlässig mit Dränage-
pflaster (Einkornbeton), Pflaster mit breiten Fugen oder Einlauftrichtern oder Kies herzustellen. Die 
Zwischenräume sind je nach zu erwartender Nutzungsbelastung zu begrünen oder mit Kies zu fül-
len. 

6.2   Die Dächer im W 2, 4, 6, 10, 13, 15 sind als Flachdächer mit extensiver Dachbegrünung entspre-
chend den Regelungen des Grünflächenplans herzustellen und dauerhaft zu erhalten. Die Dachflä-
chen sind mit einer standortgerechten Sedum-Gräser-Kräuter-Mischung anzusäen. Die Substrat-
höhe muss mindestens 10 cm betragen. 

7. Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 [1] Nr. 25b BauGB) 

Baumneupflanzungen, die Aufteilung des Grundstücks für sonstige Pflanzungen sowie Artenaus-
wahl und Umfang sind entsprechend dem Grünflächenplan zum Vorhaben- und Erschließungsplan 
herzustellen und dauerhaft zu erhalten.

9. Mit Geh-, Fahr-, und Leitungsrechten belastete Flächen
(§ 9 [1] Nr. 21 BauGB) 

 Die mit GF gekennzeichneten Flächen sind mit einem Geh- und Fahrrecht zugunsten der  
Anlieger belastet. 

Die mit L gekennzeichneten Flächen sind mit einem Leitungsrecht zugunsten der 
Stadtwerke Heidelberg belastet. 

10. Verwendungsverbot im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(§ 9 [1] Nr. 23 BauGB) 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist die Verwendung von festen und flüssigen Brennstoffen 
zur Raumheizung nicht zulässig. Solche Brennstoffe dürfen nur dann verwendet werden, wenn vom 
Verursacher der Nachweis vorgelegt wird, daß gegenüber der Verwendung zulässiger Brennstoffe 
keine Verschlechterung der Menge oder Zusammensetzung der Emissionen je erzeugter 
Wärmeeinheit zu erwarten ist. 

B. Anforderungen an die Gestaltung baulicher Anlagen
 (§ 12 BauGB) 

1. In den Baugebieten WA 1, 3, 5, 7, 8, 9, 11, 12, 14 sind nur geneigte Dächer mit einer Dachneigung 
von 45 Grad zulässig. 

2. In den Baugebieten WA 2, 4, 6, 10, 13, 15 sind nur flach geneigte Dächer mit einer Dachneigung 
von 0-5 Grad zulässig. 

3. In den Baugebieten WA 1, 3, 5, 7, 8, 9, 11, 12, 14 sind bei Endhäusern pro Haus auf der straßen-
zugewandten Seite und der dem Innenhof zugewandten Seite je eine Gaube zulässig. Bei Mittel-
häusern sind pro Haus und Seite (siehe oben) maximal zwei Gauben zulässig. Bei Anordnung von 
2 Gauben  bei den Mittelhäusern ist die Gaubenanordnung zwingend auf die darunterliegenden 
Fenster auszurichten. Gauben sind in den benannten Baugebieten in Form von Sattelgauben zu-
lässig. Die Breite einer Gaube darf 1,40 Meter nicht überschreiten.  

4. Die Dacheindeckung der Gauben muss mit dem Material des Hauptdaches übereinstimmen. 

C. Nachrichtliche Übernahmen

1. Denkmalschutz

1.1 Bodenfunde
Sollten im Zuge von Erdarbeiten archäologische Fundstellen angeschnitten werden oder Einzelfun-
de auftreten (z.B. Scherben, Metallteile, Knochen), ist das Landesdenkmalamt, Abteilung Archäolo-
gische Denkmalpflege Amalienstr. 36, 76133 Karlsruhe bzw. Abteilung Archäologie des Mittelalters, 
Durmersheimer Strasse 55 in 76185 Karlsruhe, Telefon 0721-9185400 oder die Untere Denkmal-
schutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen (s. § 20 DSchG).  
Die Fundstelle ist 4 Werktage nach der Fundmeldung in unveränderten Zustand zu belassen, wenn 
nicht die Untere Denkmalschutzbehörde oder das Landesdenkmalamt einer Verkürzung dieser Frist 
zustimmt. 
Auf die Bestimmungen in § 20 DSchG wird verwiesen. 

1.2 Schlussbestimmungen:
Auf die Ordnungswidrigkeitsbestimmungen des Denkmalschutzgesetzes (§ 27 DSchG) wird hinge-
wiesen. 

D. Hinweise

1. Baumschutzsatzung

Der vorhandene Baumbestand im Geltungsbereich des Bebauungsplanes unterliegt der Verord-
nung zum Schutz von Bäumen in Heidelberg (Baumschutzsatzung) vom 27.9.1996. 

2 Altlasten

Im Altlastenkataster der Stadt Heidelberg sind für die Grundstücke im Geltungsbereich des Be-
bauungsplans keine altlastenverdächtigen Flächen (z.B. aufgrund früherer Nutzungen oder Ge-
ländeauffüllungen) aufgeführt.  

3. Geotechnik

Im Plangebiet stehen junge Talablagerungen, örtlich auch anthropogene Aufschüttungen unbe-
kannter Mächtigkeit an, die lokal satzungsempfindlich und von geringer Standfestigkeit und / oder 
Tragfestigkeit sein können. Zum Grundwasserflurabstand im Plangebiet liegen dem Landesamt für 
Geologie, Rohstoffe und Bergbau keine konkreten Daten vor. Bei geotechnischen Fragen im Zuge 
der weiteren Planung wird ingenieurgeologische Beratung durch ein privates Ingenieurbüro emp-
fohlen. 

4. Kriminalprävention

Zur Vorbeugung von Einbrüchen regt die Kriminalpolizei an, dass an leicht zugänglichen Gebäu-
deteilen, wie Türen und Fenstern im Erdgeschoss oder Kellerbereich, bautechnische Elemente 
verwendet werden, die einer erhöhten mechanischen Beanspruchung Stand halten. Es wird emp-
fohlen, eine kostenlose Beratung durch die kriminalpolizeiliche Beratungsstelle (Telefon 06221-
99-1240) in Anspruch zu nehmen. 

5. Schallschutzmaßnahmen

Aufgrund von Verkehrslärmimmissionen wirken auf das Plangebiet Geräuschbelastungen ein, die 
die Orientierungswerte des Beiblatts 1 der DIN 18005 überschreiten. Es wird darauf hingewiesen, 
dass bei baulichen Maßnahmen passive Schallschutzmaßnahmen entsprechend notwendig sind. 
Die gemäß der schalltechnischen Untersuchung des Büros von Rekowski und Partner vom 
06.12.2006 erforderlichen Schalldämm-Maße sind in Abhängigkeit von der Raumnutzungsart und -
größe im Baugenehmigungsverfahren auf Basis der DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ vom 
November 1989 nachzuweisen. Diese Notwendigkeit ergibt sich aus bauordnungsrechtlichen Vor-
schriften.  

8.   Externe Ausgleichsmaßnahmen
(§§ 9 [1a] und 200a BauGB) 

Das nach der Eingriffs- und Ausgleichsbilanz im Umweltbericht festgestellte Defizit hinsichtlich des 
zu erwartenden Eingriffs in Natur und Landschaft wird außerhalb des Plangebiets ausgeglichen. 

8.1   Externe Ausgleichsmaßnahme auf dem Grundstück Flst.Nr. 33093, östlicher Teil
Als Ausgleich für den Verlust innerstädtischer Gärten als Vogellebensraum sowie als Ausgleich für 
weitere im Geltungsbereich selbst nicht ausgleichbare Defizite wird die Ackerfläche (Flst.Nr. 
33093, östlicher Teil) in Wieblingen in eine extensive Wiese mit Feldgehölzen umgewandelt. 
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